
Die Deutsche Bahn AG droht damit, Zusa-
gen zum passiven Lärmschutz beim
Gleis-1-Ausbau zurückzunehmen. Grund
dafür ist die Klage eines Anwohners, der
mehr Schutz fordert als die Bahn ihm zuge-
stehen will. Anlieger Walter Ruffler for-
dert nicht nur Schallschutzfenster, son-
dern auch eine Lärmschutzwand. Das
lehnt die Bahn ab. Jetzt will der Konzern
ihm die zugesagten Fenster nicht mehr be-
zahlen, falls er an seiner Klage festhält.

VON LIANE JANZ

Bremen. Im Rechtsstreit um die Verlänge-
rung von Gleis1 zieht die Deutsche Bahn
AG offenbar alle Register. In einem Brief
droht sie Anlieger Walter Ruffler, der an
der Roonstraße wohnt, die bereits zuge-
sagte Finanzierung von passiven Lärm-
schutzmaßnahmen zurückzuziehen –
wenn Ruffler an seiner Klage festhält. Er
will nicht nur Schallschutzwände, sondern
auch eine Lärmschutzwand. Das lehnt die
Bahn ab, worauf Ruffler mit einer Klage re-
agierte.

Die Bahn plant, das Gleis1 am Haupt-
bahnhof zu verlängern und mit einem wei-
teren Gleis zu verbinden. Dadurch würde
das Abstellgleis1 durchgängig befahrbar
gemacht. Das ist Teil der sogenannten Er-
tüchtigung des Bremer Knotens, durch die
der Verkehr vom und zum Jade-Weser-
Port in Wilhelmshaven besser abfließen
soll. Das Eisenbahnbundesamt hat den Bau
ohne Lärmschutz, der über gesetzliche Vor-
gaben hinausgeht, genehmigt und geht in
seinem Beschluss auch auf die Zusage der
Bahn ein.

Geld für diesen passiven Lärmschutz, be-
stehend aus Schallschutzfenstern und Lüf-
tern, stellte die Bahn bereits 2002 zur Verfü-
gung. Nun können die Anwohner der
Roonstraße, die damals ihren Anspruch
nicht wahrgenommen haben, noch nach-
träglich Anträge einreichen. Das wurde be-

reits beim Erörterungstermin zum Gleis1
im Dezember 2010 zugesichert. In Rufflers
Fall würde ein zweiflügeliges Schallschutz-
fenster 2100 Euro kosten. Vier Fenster
bräuchte er insgesamt.

Hinter Rufflers Wohnhaus führen sechs
Bahngleise entlang, auf der Tag und Nacht
Güterzüge unterwegs sind. 2002 wurden
dort Werte von 75 Dezibel sowohl am Tage
als auch in der Nacht gemessen. Ruffler for-
dert, dass hinter seinem Haus eine Lärm-

schutzwand gebaut wird. Das wird im Be-
schluss aus Kostengründen abgelehnt, wes-
halb Ruffler und drei Nachbarn gegen den
Beschluss des Bundesamtes Klage beim
Bremer Oberverwaltungsgericht einge-
reicht haben.

Die Antwort der Bahn auf die Klage kam
postwendend. Der passive Lärmschutz sei
lediglich deshalb zugesagt worden, um Kla-
gen gegen die Verlängerung von Gleis1

von vornherein abzuwenden, heißt es in
dem Brief von der Rechtsabteilung der
Bahn. Sollte Walter Ruffler seine Klage auf-
rechterhalten, „erlischt die Zusage ohne
Wenn und Aber. Sämtliche Anträge auf Ge-
währung von passiven Lärmschutzmaßnah-
men (...) aufgrund der Zusage müssen abge-
lehnt werden, wenn Ihre Klage nicht unver-
züglich zurückgenommen wird.“

Ruffler fühlt sich erpresst – und sieht
seine Nachbarn gleich mit in Mitleiden-
schaft gezogen, weil von „sämtlichen An-
trägen“ die Rede ist. Die Bahn wiegelt ab.
Die Zurücknahme der Zusage betreffe al-
lein Rufflers Anträge. Außerdem sei die Zu-
sage zurückzunehmen „ein ganz normaler
Vorgang“ und im öffentlichen Recht Gang
und Gäbe, sagt Bahnsprecher Egbert
Meyer-Lovis. „Das waren Zusagen über
rechtliche Vorgaben hinaus.“ Jetzt würde
die Rechtslage durch das Oberverwaltungs-
gericht neu beurteilt. Außerdem seien die
Anwohner beim Erörterungstermin dar-
über aufgeklärt worden, dass die Zusagen
erlöschen, wenn geklagt wird.

Das stimme so nicht, sagt Ruffler, der
sich auf ein Sitzungsprotokoll beruft. Darin
sei kein Wort darüber zu lesen, dass die Zu-
sage bei einer Klage zurückgenommen
werden kann. Auch der Planfeststellungs-
beschluss des Eisenbahnbundesamtes, in
dem die Zusage noch einmal dargestellt

wird, gebe das nicht wieder, so Ruffler. Er
habe zum ersten Mal von dieser Bedingun-
gen im Schreiben der Bahn erfahren.

Rein rechtlich darf der Konzern die Zu-
sage für passiven Lärmschutz zurückneh-
men, wie Moritz Huckebrink vom Eisen-
bahnbundesamt meint. Denn für Lärm-
schutz – ob passiven oder aktiven – müsse
die Bahn nur an neuen und nicht an be-
stehenden Gleisstrecken sorgen.

Ruffler lässt sich davon nicht beeindru-
cken. Die Anhörung zu seiner Klage vorm
Oberverwaltungsgericht ist für kommen-
den Dienstag angesetzt.  Kommentar Seite 2

Ich habe Post bekommen. Einen persönli-
chen Brief von Maria. Nun kenne ich
keine Maria persönlich, aber das macht

ja nichts. Schließlich ist es in Zeiten von
von E-Mail und SMS selten geworden,
einen Brief zu erhalten. Und der von Maria
ist lang, mit ungewöhnlichem Inhalt.

Sie schreibt, dass sie auf Bitten eines
Funktionärs in China weile. Er sei eine ein-
flussreiche Persönlichkeit, habe aber ein
Problem. Und plötzlich, als sie dabei gewe-
sen sei, es zu lösen, habe sie eine Vision ge-
habt. Die leitete ihre Gedanken über Tau-
sende Kilometer hinweg direkt zur mir.
Besser noch: Maria sah statt des Chinesen
einen Geldbetrag vor ihren Augen:
252367 Euro warteten auf mich.

Der kleine Haken dabei: Bevor ich an
den großen Batzen komme, soll ich inves-
tieren. Ich soll einen Fragebogen ausfüllen
und Maria mitteilen, an welchem Glücks-
spiel ich teilnehmen wolle. Und ihn nach
Mödling schicken – eine Stadt in Niederös-
terreich, die sich auch Perle des Wiener-
waldes nennt. Mir kommen gegrillte Hähn-
chen in den Sinn. Und ich muss an einen
Satz denken, den Maria so formulierte:
„Ich hatte keine Kontrolle mehr über das,
was in meinem Kopf vorging.“

Immerhin, ehrlich ist sie, meine Brief-
freundin. Und sie hat bei mir eine Einge-
bung ausgelöst, die in einer Tat mündete.
Ihr Schreiben ruht jetzt im Papierkorb.„Die Zusage

zurückzunehmen, ist ein
ganz normaler Vorgang.“

Egbert Meyer-Lovis, Bahnsprecher

Bahn droht Anwohner
Konzern will Zusage für Lärmschutz zurücknehmen, wenn Anlieger gegen Gleis-1-Ausbau klagt

VON THOMAS JOPPIG

Bremen. Die Tariferhöhungen im öffentli-
chen Dienst belasten Bremen noch stärker
als bislang bekannt. Der Bremer Senat geht
nun von Mehrkosten in Höhe von insge-
samt rund 18,8 Millionen Euro im laufen-
den und im kommenden Jahr aus.

Vor Ostern war noch die Rede von etwa
13 Millionen Euro gewesen – in dieser Kal-
kulation waren die Lohnerhöhungen beim
Theater Bremen und in den Kindertages-
stätten in freier Trägerschaft jedoch noch
nicht mit eingeplant, erklärte Dagmar Blei-
ker, Sprecherin von Finanzsenatorin Karo-
line Linnert (Grüne), gestern.

Die zusätzlichen Personalkosten sollen
vor allem durch neue Schulden aufgefan-
gen werden – das hat der Senat jetzt mitge-
teilt. Insgesamt 11,8 Millionen Euro zusätz-
liche Kredite will Bremen in diesem und im
kommenden Jahr aufnehmen, weitere sie-
ben Millionen Euro seien bereits an ver-
schiedenen Stellen im Haushalt eingeplant
gewesen, sagt Bleiker.

Etwas erleichtert wird die Lage durch hö-
here Steuereinnahmen: Die November-
Schätzung im vergangenen Jahr hatte Steu-
ern in Höhe von 117 Millionen Euro für
2012 und ein Plus von 97 Millionen für 2013

prognostiziert. Dieses Geld sollte eigent-
lich dazu dienen, weniger neue Schulden
zu machen, muss nun aber zum Teil für die
Lohnsteigerungen verwendet werden.

Finanzsenatorin Linnert sieht dennoch
keinen Grund zur Panik: „Der Senat hat
vorsorglich einen Puffer zwischen der ge-
planten und laut Sanierungsvereinbarung
zulässigen Verschuldung eingebaut“, er-
klärt sie. Die Sanierungshilfen des Bundes
in Höhe von 300 Millionen jährlich seien da-
her nicht gefährdet.

Für die Bürger seien keine unmittelba-
ren Kosten in Form höherer Kita-Gebühren
oder Theaterpreise zu erwarten, sagt Blei-
ker. „Allerdings stehen turnusmäßig Erhö-
hungen an. Und da sind die Personalkosten
auch ein Faktor, der in die Berechnung ein-
fließt.“

Kritik am finanzpolitischen Kurs von Rot-
Grün kommt von der CDU. „Bremen hat im
Haushalt zu wenig Geld für steigende Per-
sonalkosten eingeplant, obwohl absehbar
war, dass man mit dieser Summe nicht aus-
kommen würde“, sagt Gabi Piontkowski,
haushaltspolitische Sprecherin der CDU-
Fraktion. Rot-Grün habe Glück, dass die
Steuereinnahmen zur Zeit steigen. „Es ist
jedoch fahrlässig, darauf zu hoffen, dass
das so bleibt.“

Bremen (mus). Zwischenfall am Bremer
Flughafen: Bundespolizisten haben ges-
tern am frühen Morgen das Leben eines
Fluggastes gerettet, der an der Sicherheits-
schleuse einen Herzanfall erlitten hatte.
Nach Angaben der Bundespolizei war der
74-Jährige mit seiner Frau auf dem Weg
nach Mallorca, als er an einer Torsonde in
Terminal 1 plötzlich zusammenbrach.

Ein Bundespolizist und mehrere Flugha-
fenmitarbeiter hätten sich sofort um ihn ge-
kümmert, teilte die Bundespolizeiinspek-
tion Bremen mit. Bis zum Eintreffen des
Notarztes sei ein Defibrillator zum Einsatz
gekommen. „Da die Bundespolizei diese
Kontrollstellen an Flughäfen betreibt, war
neben den Gerätschaften ein entsprechen-
der Mitarbeiter vor Ort“, sagte Sprecher
Holger Jureczko. Die Feuerwehr kam zum
Einsatz, außerdem sei ein Sichtschutz auf-
gebaut worden. Nach rund 45 Minuten sei
es mit vereinten Kräften gelungen, den
Mann transportfähig zu machen – er
konnte in ein Krankenhaus gebracht wer-
den. Seine Frau erlitt einen Schock. Die Ab-
läufe am Flughafen seien von dem Vorfall
nicht beeinträchtigt worden, so Jureczko.
Auch eine Überprüfung im Zusammen-
hang mit der Torsonde habe keine Erkennt-
nisse ergeben. Der 74-Jährige habe keinen
Herzschrittmacher getragen.

Wer sich nicht mehr wundern kann,
ist seelisch bereits tot.

ALBERT EINSTEIN (1879–1955)

Walter Ruffler fordert mehr Lärmschutz für sein Haus als ihm die Bahn zugestehen will – und klagt deshalb gegen den Gleis-1-Ausbau.  FOTO: CHRISTINA KUHAUPT

Bremen hat Mehrkosten
in Millionenhöhe

Personalkosten steigen wegen Tariferhöhung im öffentlichen Dienst

Fluggast erleidet
Herzattacke

74-Jähriger muss wiederbelebt werden

n Der Beirat Mitte hat den Verkauf des
Grundstücks, auf dem die Deutsche Bahn
AG die Oldenburger Kurve ausbauen
möchte, erneut abgelehnt. In Verhandlun-
gen mit dem Wirtschafts- und dem Baures-
sort hat die Bahn zwar zugestimmt, als
Lärmschutzmaßnahme sogenannte be-
sohlte Schienen zu verlegen und den Ein-
satz von Schmiermittelanlagen zu prüfen.
Doch dem Beirat reicht das nicht. Deshalb

soll sich die Bürgerschaft auf ihrer Sitzung
in der kommenden Woche mit dem Thema
befassen. Die Oldenburger Kurve ist wie
die Verlängerung von Gleis1 ein wichtiger
Bestandteil für die Ausbaupläne des Bre-
mer Schienennetzes. Die Bürgerschaftsfrak-
tionen der Grünen und Linken sowie der
SPD-Unterbezirk Bremen-Stadt unterstüt-
zen die Entscheidung des Beirates und for-
dern mehr Lärmschutz.
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TACH AUCH

Post von Maria
VON KLAUS GRUNEWALD

Debatte um die Oldenburger Kurve
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MIT DER PREPAID-KARTE ODER DER
EASY-KARTE

PARKEN À LA CARD!

• Bequem und bargeldlos
• Keine Wartezeit am Kassenautomaten
• Keine Grundgebühr und kein Vertrag
• In allen BREPARKhäusern und auf dem
Parkplatz Bürgerweide

Einfach näher dran parken.
Weitere Infos erhalten Sie unter www.brepark.de
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